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konnte;2 aber auch auch das gelang z.T. erst in Budapest selbst, unmittel­
bar vor dem Gipfeltreffen.3

Andere dem Wiener Sicherheitsforum vom Helsinki-Gipfel1992 aufgetra­
gene Vorhaben waren kaum vorangekommen; so z.B. die Erarbeitung von
Maßnahmen zur regionalen (auf begrenztere Spannungsfelder innerhalb
des KSZE-Raums bezogenen) Sicherheitsförderung und Rüstungskontrol­
le; oder auch die Harmonisierung der VSBM- und Arms Control-Ver­
pflichtungen der KSE-Vertragspartner einerseits, der übrigen KSZE-Teil­
nehmerstaaten andererseits. Es war klar, daß dazu auch im Rahmen des
Budapester Treffens kein Durchbruch mehr erzielt werden könnte.
Dies führte zu einer Neufassung des Aufgabenkatalogs für das Sicher­
heitsforum im Budapester Dokument.4

Wesentliche Bestandteile dieses Dokuments, an denen schon viele Mona­
te lang gearbeitet worden war, konnten ebenfalls erst im Rahmen des
Überprüfungstreffens, kurz vor dem Zusammentritt des Gipfels, in eine
konsensfähige Fassung gebracht werden - so z.B. der "Verhaltenskodex".5
Tatsächlich waren es jedoch vorrangig andere Themen, die das Budape­
ster Treffen unter eine Spannung setzten, die dann auch das Geschehen
auf dem Gipfel erheblich prägte.

2 Kapitel V der "Beschlüsse von Budapest", Anhang, in: Ulrich Fastenrath (Hrsg.),
KSZE. Dokumente der Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa,
NeuwiedjBerlin, Losebl.-Ausg., Kap. B.5, S. 29 sowie Kap. F.9, F.10, F.l1 und F.12.
Dabei handelte es sich u.a. um:
- Das "Wiener Dokument 1994 der Verhandlungen über VSBM" - eine Weiterent­

wicklung der entsprechenden Dokumente aus den Jahren 1990 und 1992; die
Umgestaltung des VSBM-Regimes, das ja zunächst für das Gegenüber der beiden
Großallianzen entwickelt worden war und nach der Wende an die nun entstandene
ganz andere sicherheitspolitische Problemlage angepaßt werden sollte, erwies sich
als mühsam und langwierig; man kann kaum sagen, daß die Aufgabe schon voll
bewältigt worden wäre.

- Eine Vereinbarung über den weltweiten Austausch von militärischen Informatio­
nen weitet in bezug auf schwere Waffensysyteme und Personalstärken den
Anwendungsbereich von VSBM (bislang "vom Atlantik bis zum Ural") aus.

- Ein Dokument über "stabilisierende Maßnahmen für örtlich begrenzte Krisensitua­
tionen" listet im wesentlichen eine Vielzahl geeigneter Handlungsmöglichkeiten
auf, so daß im aktuellen Fall nicht mühsam über Optionen und Definitionen disku­
tiert werden muß.

- Eine Erklärung über Prinzipien zur Regelung des Waffentransfers hat, abgesehen
von einer über die entsprechenden UN-Regelungen hinausgehenden Vereinbarung
über die Registrierung entsprechender Transaktionen- eher den Charakter einer
Good-Will-Deklaration.

3 Das gilt insbesondere für das "Wiener Dokument 1994"; einige Formulierungen die­
ses Dokuments waren bis zum Schluß umstritten - wobei man zuweilen den Eindruck
von Scheingefechten gewinnen konnte.

4 Kapitel V der "Beschlüsse von Budapest", in: Fastenrath, a.a.O. (Anm.2), Kap. B.5, S.
26-28.

5 Kapitel IV der "Beschlüsse von Budapest", ebenda, S. 18-26.
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So initiierte der Westen, auf der Grundlage von Ideen James Bakers und
Hans-Dietrich Genschers, zunächst eine Art Ersatzlösung: den "Nordat­
lantischen Kooperationsrat", zu dessen Konstituierung im Dezember 1991
allerdings alle ehemaligen "Ostblockstaaten" eingeladen wurden; während
der Grüudungstagung zeichnete sich bereits der Zerfall der UdSSR ab. Im
Rahmen des NAKR wurden in der Folgezeit anspruchsvoll klingende Ko­
operationsprogramme verabschiedet, die zu der Einschätzung verleiten
konnten, wichtige Bereiche der gesamteuropäischen Zusammenarbeit
würden - gewissermaßen auf Kosten der KSZE - dorthin verlagert.
Tatsächlich übernahm der Kooperationsrat wichtige Funktionen des In­
teressenabgleichs, insbesondere als es nach dem Zerfall des Warschauer
Paktes und der UdSSR nötig wurde, die im KSE-Vertrag von 1990 verein­
barten Rüstungsobergrenzen zwischen den verschiedenen mittel- und ost­
europäischen Staaten (einschließlich der nun unabhängig gewordenen
Nachfolgestaaten der Sowjetunion) neu zu verteilen. Die westlichen Staa­
ten bemühten sich damals im Rahmen des NAKR intensiv und schließlich
erfolgreich, ihre osteuropäischen Partner zu Kompromissen - untereinan­
der - zu bewegen.
Als dann im Zuge der politischen Entwicklung mehrere mittel- und osteu­
ropäische Staaten abermals und mit größerer Dringlichkeit ihr Interesse
an einem NATO-Beitritt bekundeten,7 zögerte das westliche Bündnis
nach wie vor, darauf positiv einzugehen, und proklamierte statt dessen im
Januar 1994 das Projekt "Partnerschaft für den Frieden" - mit dem
Angebot an alle europäischen Staaten, sich diesem Projekt grundsätzlich
anzuschließen und jeweils spezielle Vereinbarungen u.U. unterschied­
lichen Inhalts über die Sicherheitskooperation (bis hin zur Abstimmung
von militärischen Ausbildungsprogrammen und zu einer gewissen Ver­
flechtung von Aktivitäten der Streitkräfte) abzuschließen. Alle operativen
Maßnahmen sollten freilich unter der Autorität des NATO-Rates stehen
(in dem nur die Allianzmitglieder selbst stimmberechtigt mitentscheiden),
was für die mittel- lmd osteuropäischen Staaten einen Status von "Junior­
partnern" einschloß. Auch Rußland signalisierte zunächst die Bereitschaft,
dem Angebot näherzutreten, freilich unter Betonung des Anspruchs auf
einen herausgehobenen Status, und verbunden mit einer deutlichen
Ablehnung eventueller westlicher Hegemoniebestrebungen.
Als Außenminister Kosyrew im Juni 1994 das PfP-Grundsatzdokument
unterzeichnete, betonte er die historische Bedeutung dieses Schrittes,
legte aber zugleich einen starken Akzent auf die Bedeutung der KSZE.

law Daschitschew, Rußland und Europas Sicherheit, in: Mathias Schmitz (Hrsg.), Die
Chance der Katastrophe oder die Befreiung Europas, Regensburg 1995 (LV.).

7 Eine Rolle spielte dabei wohl u.a. der Anspruch der Rußländischen Föderation, das
"nahegelegene Ausland" als eigene Interessensphäre zu betrachten, sowie die Stär­
kung großmachtorienderter Einstellungen und Kräfte in Rußland.
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zessionsbereitschaft gegenüber Ideen, die in Rußland selbst entwickelt
worden waren und die noch ein Stück weitergingen: Die Transformation
der KSZE in eine wirkliche Organisation ("OSZE") mit einer völkerrecht­
lichen Vertragsgrundlage sowie mit einem reformierten Organ- und Wil­
lensbildungssystem sollte in die Wege geleitet werden;!! unter anderem
stellte man sich die eines Exekutivkomitees nach Art des Si-

staJtlQ1~~en und nichtständigen Mitgliedern) vor. In kri­
tischen Kommentaren war von einer "Euro-UNO" die Rede, und man ver­
wies das oftmalige Scheitern der Organisation der Vereinten Natio­
nen, wenn es galt, aufrechtzuerhalten oder wiederherzustellen.
Dennoch konnte maJtl in Moskau den Eindruck gewinnen, derlei Vorstel­
lungen fänden auch in nicht unwichtigen westlichen Hauptstädten positive
ResonaJtlZ. Insbesondere die angelsächsischen KSZE-Teilnehmerstaaten
waren aber nicht bereit, diesen Vorstellungen näherzutreten. Im Westen
setzte sich die These durch, die europäische Sicherheit müsse zur gemein­
samen Sache aller bestehenden einschlägigen Organisationen werden,
ohne daß es dabei irgend eine Über- oder Unterordnung geben dürfe.
Dies lief in der Konsequenz darauf daß das Gesetz des Handelns
dort verortet werden würde, wo sich Hegemonialpotentiale befmden. In
Moskau mochte das als Ausdruck des Willens der westlichen AlliaJtlZ ver­
staJtlden werden, sich selbst die führende Rolle in der gesamteuropäischen
Szenerie vorzubehalten.
Als dann noch wenige Tage vor dem Budapester Gipfeltreffen die NATO­
Ministerratstagung beschloß, "das Wie der NATO-Erweiterung" zu prüfen
- was offenbar implizierte, daß die Frage nach dem "Ob" gar nicht mehr
diskutiert würde -, war ein Temperatursturz vorprogrammiert, auch wenn
man weder bestimmte Beitrittskandidaten identifIZierte noch Beitrittster­
mine nannte. Es kam hinzu, daß der NATO-Rat zugleich die Klärung der
Frage ankündigte, "wie die Partnerschaft für den Frieden konkret zu die­
sem Prozeß beitragen kann", nämlich zum Prozeß der Osterweiterung,
und daß er betonte, die AlliaJtlZ werde auch in Zukunft ihre Entscheidun­
gen autonom treffen, also keinem Außenstehenden ein Mitbestimmungs­
recht einräumen.12

Recht konnten die NATO-Mitglieder und die am Beitritt interessier­
ten Staaten auf die seit der Schlußakte von Helsinkj (1975) immer wieder
bekräftigten KSZE-Prinzipienaussagen verweisen, daß jeder Staat das
Recht habe, einem Bündnis anzugehören oder nicht, und daß jede Nation

11 Schon in Helsinki (1992) hatten sich zwölf Teilnehmerstaaten für eine eventuelle spä­
tere Weiterentwicklung des dort in Auftrag gegebenen "Verhaltenskodex" zu einem
KSZE-Sicherheitsvertrag ausgesprochen, und zwar Deutschland, Belgien, Bulgarien,
Spanien, Estland, Griechenland, Irland, Malta, Polen, Rumänien und Rußland.

12 Siehe das Kommunique der NATO-Ministertagung vom 1. Dezember 1994 in Brüs­
seI, wiedergegeben in: Internationale Politik 2/1995, S. 111ff.
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des Ausbleibens substantieller Ergebnisse, wenigstens mit dieser Umtaufe
Schlagzeilen machen wollen.
Tatsächlich hatte Rußland, nicht ohne eine gewisse Unterstützung anderer
Staaten, wie erwähnt, eine Weichenstellung zugunsten der wirklichen Um­
gestaltung zu einer "Organisation" mit verbindlicher Rechtsgrundlage und
neuer Organstruktur erstrebt; was am Ende herauskam, war eher eine Art
Trostpreis: der neue Name, aber in Verbindung mit wahrlich moderaten
institutionellen prozeduralen Reformbeschlüssen (etwa Umbenen­
nungen wie "Hoher Rat" für den bisherigen "Ausschuß Hoher Beamter"
oder "Ständiger Rat" für den bisherigen "Ständigen Ausschuß,,).14 Daß als­
bald nach Budapest die OSZE tatsächlich eine neue - freilich eher Sach­
kennern ins Auge fallende - Dynamik entwickelte, beruht eher darauf, daß
der neue Vorsitz (Ungarn) seine schon bisher vorgesehene, in Budapest
aber stärker betonte "Verantwortung für exekutive Maßnahmen" - mit
Unterstützung durch die "Troika" entschlossen und umfassend wahrzuneh­
men begann, z.B. durch öffentliche Erklärungen auch ohne vorherige Gre­
miendiskussionen.
Anstelle weitergehender Strukturreformen konnte Boris Jelzin im übrigen
den Beschluß mit nach Hause nehmen, im Laufe der nächsten zwei Jahre
eine "breit angelegte und umfassende Diskussion" durchzuführen, mit dem
Ziel, "ein Konzept für die Sicherheit im einundzwanzigsten Jahrhundert
auszuarbeiten". Die Frage nach der Zukunftsgestalt der "gesamteuropäi­
schen Sicherheitsarchitektur" steht also offlZiell auf den Tagesordnungen
aller Ratsgremien und 1996 des nächsten Gipfeltreffens. Im September
1995 wird ihr ein OSZE-Seminar in Wien gewidmet sein.15 Ob freilich am
Ende das herauskommen wird, was man sich in Moskau schon seit langem
erhofft hat, ist fraglich. Immerhin hat Außenminister Kosyrew im Mai
1995 das PfP-Programm für die sicherheitspolitische Zusammenarbeit
zwischen der NATO und der Russischen Föderation doch noch unter­
schrieben; die Diskussion über das "Sicherheitsmodell" ist im Gang.
Schon vor der Annahme der Helsinki-Schlußdokumente im Juli 1992, die
u.a. grundsätzliche Richtlinien für friedenserhaltende Aktivitäten der
KSZE enthielten, hatte sich der Ausschuß Hoher Beamter für die Vor­
bereitung und Durchführung einer KSZE-Aktion zur Friedenserhaltung
und Friedensförderung in Berg-Karabach ausgesprochen; unter der Ägide

14 Kapitel I der "Beschlüsse von Budapest", in: Fastenrath, a.a.O. (Anm.2), Kap. B.5, S.
12-13. Dort wird im letzten Abschnitt (29) ausdrücklich betont, daß sich durch den
Namenswechsel weder der Charakter der KSZE-Verpflichtungen noch der Status der
KSZE und ihrer Institutionen ändert, daß man aber, wo sich entsprechende Bedürf­
nisse ergeben, die Möglichkeiten weiterer Abmachungen rechtlicher Art prüfen wird.

15 BemerkenswertelWeise spricht die Überschrift des Kapitels VII der "Beschlüsse von
Budapest" von einem "gemeinsamen und umfassenden Sicherheitsmodell für Europa
im 21. Jahrhundert" - nicht etwa "für die KSZE-Region", ebenda, S. 322.
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ländische Föderation) Peacekeeping Forces entsenden, sodann könnte die
UNO ergänzend ihre Blauhelme stationieren - und erst in dritter Linie
käme die Übernahme einer friedenswahrenden Rolle durch die KSZE in
Frage, unter der Voraussetzung, daß zwischen allen Beteiligten Konsens
über diese Rolle erzielt wird. Gegenüber dieser restriktiven Position
konnten westliche und andere Gesprächspartner Rußland darauf hinwei­
sen, daß die KSZE auf Grund ihrer auf dem Konsensprinzip beruhenden
und allgemein unbestrittenen Überparteilichkeit am ehesten das Ver­
trauen aller Konfliktbeteiligten hatte.
Der schließlich in Budapest verabschiedete Text ist also ein ambivalenter
dilatorischer Kompromiß.
Dies wird begreiflich, wenn man berücksichtigt, daß das Berg-Karabach­
Projekt in einem eigentümlichen Zusammenhang mit einem anderen
Thema stand, das ebenfalls in der Vorbereitungsphase des Budapester
Treffens zum Gegenstand intensiven Tauziehens geworden war. OfflZiell
ging es dabei um die "Weiterentwicklung der Fähigkeiten der KSZE zur
Konfliktverhütung und Krisenbewältigung", im internen Jar~on bürgerte
sich alsbald der Ausdruck "Third Party Peace-Keeping" ein. 9 Die Sache
hatte ihren eigenen Hintergrund.
Rußland hätte es gern gesehen, wenn die "Gemeinschaft Unabhängier
Staaten" den Status einer Regionalinstitution gemäß Kapitel VIII der UN­
Charta erhalten hätte. Dies hätte bedeutet, daß man im eigenen Bereich
sozusagen eine kollektive Eigenverantwortung für die regionale Sicherheit
in Anspruch nehmen könnte (die natürlich in erster Linie Rußland, der
stärksten Macht im "Commonwealth", zugekommen wäre). Tatsächlich
hat man von den im Rahmen des "Commonwealth" getroffenen Vereinba­
rungen über kollektives Peacekeeping auch schon mehrmals Gebrauch ge­
macht, etwa in Georgien (Südossetien) und in Moldau (Transdnjestr-Re­
gion. Auch westliche Kommentatoren erkannten an, daß diese Aktionen
stabilisierend gewirkt hatten. Nichtsdestoweniger vertraten etliche KSZE­
Staaten den Standpunkt, internationales "Peacekeeping" sollte unter der
Verantwortung von Organisationen stattfmden, die hierzu von der Staa­
tengemeinschaft autorisiert sind, also entweder unter den Auspizien der
UN oder unter denen einer anerkannten Regionalorganisation wie der
KSZE. Alleingänge des "Commonwealth" oder seiner Führungsmacht
könnten sich dem Verdacht aussetzen, einer russischen Großmachtpolitik
Vorschub zu leisten; Legitimitätszweifel an entsprechenden Aktionen
könn-ten destabilisierend wirken.
Rußland selbst mußte an einer eventuellen Legitimierung solcher Aktivi­
täten interessiert sein. Davon konnte man sich einerseits die ausdrückliche

19 In westlichen Delegationen sprach man auch schlichtweg vom "Russian Peacekeep­
ing".
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es wer diesem den Vorsitz führen sollte: Rußland
wollte diese Rolle dem Vertreter des führenden Entsenderstaates vorbe-
halten Kontrahenten den Vorsitz für den KSZE-
Vertreter. Ganz unterbreitete italienische Verh(m(UUJng~;mlOa(~-
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21 111 der "Beschlüsse von Budapest", in: Fastenrath, a.a.O. 2), Kap. B.5,
s.

22 Kapitel VIII, Art. 52 Abs. 2 der Charta gibt den Mitgliedern Arrange-
ments auf, sich durch die der um
die friedliche lokaler zu V\WOlJl.D.Y1JL\WOU.•

rat damit befassen.
23 Der Vorsitzende erklärte im Anschluß an die Annahme des

Themen nicht daß die Sache
weiteren und Annahme unterbreitet würde; der An-
nahme sone der als Bestandteil der Beschlüsse gel-
ten. Ein entsprechender Vorstoß Vorsitzenden des Rates im ersten
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Rußland eben dies ablehnte. Helmut Kohl versuchte engagiert, wenigstens
einen verkürzten BescWuß zu erreichen, der die Einstellung der Feind­
seligkeiten, einen sofortigen Waffenstillstand und den ungehinderten

......................tJlIJ ....... J...... humanitärer Hilfsgüter zum Inhalt haben sollte; der bosnische
Präsident Izetbegovic war dafür nicht zu gewinnen. Schließlich konnte der
deutsche Bundeskanzler unter Berufung darauf, daß man die Tragödie
von Bihac nicht mit Stillschweigen übergehen könne, mit Unterstützung
des gastgebenden Staatspräsidenten Arpad Göncz 51 der 52 anwesenden
Staats- Regierungschefs dafür gewinnen, diesen Apppell außerhalb
der KSZE-Beschlüsse zu verabschieden.

Budapest als Ereignis

Schon der zuletzt geschilderte Vorgang läßt erkennen, daß es in Budapest
dramatisch und zum Teil auch spektakulär zuging, vor allem beim Gipfel­
treffen sowie an den Tagen und Nächten davor. Das läßt sich schon am
Umfang der Veranstaltung ablesen: Die Delegationen der Teilnehmer­
staaten waren z.T. bemerkenswert groß.25 Vertreten waren auch zahlrei­
che zwischenstaatliche Organisationen nämlich die Vereinten Nationen
(mit Generalsekretär Boutros Boutros-Ghali an der Spitze), die ECE und
die UNESCO; der Europarat, die NATO, die WEU und die OECD; das
Commonwealth of Independent States;26 die Zentraleuropäische Initiati­
ve, der Schwarzmeer-Kooperationsrat und der Barentsee-Kooperations­
rat; die Europäische Bank für Wiederaufbau und Entwicklung sowie die
Europäische Investitionsbank.
Ein Novum war ferner die Teilnahme zahlreicher Vertreter von Non-Go­
vernmental Organizations am Überprüfungstreffen; es waren rund 350
Vertreter entsprechender Vereinigungen und Institutionen akkreditiert,
die von Kirchen und Menschenrechtsgruppen, von Friedensforschungsein­
richtungen und anderen wissenschaftlichen Instituten, von Umweltschutz-

25 Die deutsche Delegation umfaßte, ohne elf ebenfalls akkreditierte Angehörige der
bilateralen Botschaft - mehr als 60 Personen, allerdings einschließlich 14 Vertreter
der EU-Kommission, die üblicherweise der Delegation des Präsidentschaftslandes
angehören. Die Delegation der Rußländischen Föderation bestand aus 60, die kana­
dische aus 46, die US-amerikanische ebenso wie die türkische aus je 33, die ukraini­
sche aus 29 Mitgliedern. Selbst kleinere Teilnehmerstaaten entsandten nicht nur den
Staats- oder Regierungschef sowie den Außenminister (Slowenien, Estland und Is­
land hatten z.B. jeweils neun Delegationsmitglieder entsandt, Bosnien-Herzegowina,
Tadschikistan und Turkmenistan je sieben, u.sJ.). Auch einige Beobachterdelegatio­
nen waren eher umfangreich (die israelische hatte 14, die japanische 13, die ägypti­
sche acht Mitglieder).

26 In diesem Beitrag wird grundsätzlich die englischsprachige Bezeichnung verwendet,
weil sie korrekter klingt als die übliche deutsche ("Gemeinschaft" legt die irreleitende
Analogie zur EG nahe).
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mühungen des Büros für Demokratische Institutionen und Menschenrech­
te, den nenen Demokratien (nicht zuletzt den zentralasiatischen Teilneh­
merstaaten) beim Aufbau ihrer Rechtsordnungen und ihrer politischen
Systeme in demokratischer Perspektive behilflich zu sein. Auch andere
mit dem Budapester Treffen verknüpfte Ereignisse fanden eher geringe
Beachtung - etwa die Außenminister-Zwischenkonferenz im Rahmen des
von der Europäischen Union initiierten, aber gewissermaßen der KSZE
zugedachten Projekts eines europäischen "Stabilitätspakts", oder die Stabi­
lisierung der nuklearen Rüstungslage durch die Unterzeichnung des
START-li-Vertrags, nachdem die Ukraine auf ihren Nuklearrüstungssta­
tus verzichtete und umgekehrt Erklärungen über die Garantie ihrer terri­
torialen Integrität durch Bill Clinton, Boris Jelzin und John Major erhielt.
Freilich: Alsbald nach dem Ende der Budapester Veranstaltung wurde
eine neue, tiefgreifende Krise im OSZE-Raum Gegenstand der Schlagzei­
len: der Tschetschenien Konflikt. Aber schon da zeigte sich, daß trotz aller
Mängel die Budapester Ergebnisse nicht irrelevant sind. Die Vorgänge in
Tschetschenien führten zu KSZE-Bemühungen, nicht zuletzt unter Bezug­
nahme auf den gerade erst in Budapest verabschiedeten "Verhaltensko­
dex" - und in der Folge kam es zu einem relativ starken Engagement, ins­
besondere des Vorsitzes, mit dem Resultat, daß unter der Ägide des
OSZE-Beauftragten in Grosny noch im Frühjahr vertrauliche Sondie­
rungsgespräche und Verhandlungen zwischen Vertretern Moskaus und
der Dudajew-Kräfte begannen. Sie bildeten eine Voraussetzung für die
Wende zum Besseren, auch wenn diese Wende durch den Schock be­
schleunigt wurde, den der Angriff Schamil Bassajews auf das Krankenhaus
von Budjonnowsk auslöste.
So bedeutet "Budapest 1994" in vielfacher Hinsicht einen Markstein in der
Geschichte der OSZE und der europäischen Politik unserer Zeit.
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